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Die Finanz-Jury 1 ). 



Von Dr. jur. Woldemar Pfaff, verantw. Vorstand der philos. Section 
der K. russ. Bibliothek zu St. Petersburg. 



Mit der Vermehrung der öffentlichen Anstalten zur Ver- 
besserung des Zustandes der Völker muss naturnothwendig auch 
das Capital sich vergrössern, das der Staat aus dem reinen Ein- 
kommen der Bürger alljährlich zieht, und in das letztere in ver- 
änderter Form zurückströmen lässt. Jede Vergleichung des Sonst 
und Jetzt im wirthschaftlichen Leben unserer Staaten gewährt 
dafür eine Bestätigung. Nach einer Tabelle bei Umpfenbach 
Finanzwissenschaft S. 51 stehen die heutigen Staaten mit Rück- 
sicht auf ihren Bedarf in folgender Rangordnung : 
England (Voranschlag 18 57 /es) auf den Kopf der Bevölkerung 17,2 Rthlr. 
Frankreich (V. 1857) . „ „ „ 12,8 , 

Niederlande (V. 1857) „ „ „ 11,8 , 

Oesterreich (Ergebniss 1857) » » » 8,3 , 

Belgien (V. 1857) „ „ 7,9 „ 

Hannover (V. 18"/»i) » , 7,7 „ 

Preussen (V. 1859) „ „ „ 7,6 „ 

Sardinien (V. 1857) „ „ „ 7,6 „ 



1) Obwohl der Ausführbarkeit der folgenden Vorschläge im Einzelnen 
nicht wenig erhebliche Bedenken im Wege stehen, welche der Verfasser 
selbst namentlich gegen den Schluss seiner Arbeit nicht verkennt, so ist 
doch der Glaube an eine ausgebreitetere Herrschaft des Alles durchdrin- 
genden Princips der Oelfentlichkeit auch auf dem Finanzgebiet als ein ge- 
sunder zu betrachten. Der nachstehend in diesem Sinn entwickelten Idee 
der Finanz -Jury wollte daher von der Redaction dieser Zeitschrift der 
Raum nicht versagt werden. Anm. der Red. 

ZeiUchr. f. Staatsw. 1862. UI. Heft. 32 



498 Die Finanz-Jury. 

Baden (V. 1851) auf den Kopf der Bevölkerung 7,5 Rthlr. 

Sachsen (V. 18«/«) . , , 7,0 „ 

Baiern (V. 18 50 /.«) , „ „ 6,7 „ 

V. Staaten v. Nordamerika (18"/ 6 e) „ „ „ 5,3 „ 

Württemberg (V. 18"/so) „ „ 5,2 „ 

Russland (V. 1852) „ „ 4,5 „ 

Ist an sich die Erweiterung und Vertiefung des Capital- 
stromes, der seinen Kreislauf im Staate vollzieht und in der Ge- 
sellschaft seine Quelle und zugleich seine Mündung hat, die Folge 
einer blühenden Volkswirthschaft und der kräftigste Hebel ihrer 
weiteren Entwickelung , so bildet dagegen die nie ersterbende 
Klage der Steuerpflichtigen über Unterdrückung und Ueberlastung 
einen Contrast, der schwer erklärbar scheint. Während in einem 
Lande des Faustrechts Jeder, um den Preis des ungestörten Ge- 
nusses der einen Hälfte, die andere Hälfte seines Vermögens mit 
Freuden hergeben würde, meint man im civilisirten Staate viel 
positivere Genüsse als die blosse Rechtssicherheit, mit einer ge- 
ringen Quote seines Vermögens zu theuer zu bezahlen. 

Hat dieser innere Krieg zwischen Regierung und Steuer- 
pflichtigen eine Berechtigung oder nicht? 

Zu allen Zeiten hat sich der Scharfsinn praktischer Staats- 
männer mit dieser Frage beschäftigt, und seit die Wissenschaft 
sich dieses Gegenstandes bemächtigt hat, mussten wir die Er- 
scheinung an uns vorüberziehen sehen, dass sich der Kampf der 
Interessen im Leben in grellen Farben auch in der Wissenschaft 
wiederspiegelte. Lösung dieser Frage vermissen wir bis heute. 

Zwei Momente namentlich sind es, die die Schuld des nie 
ermüdenden Haders tragen, der Mangel an Oeflentlichkeit der 
Steuerrepartition und die entschieden zu Tage liegenden inneren 
Gebrechen unserer herrschenden Finanzsysteme. Die volkswirt- 
schaftliche Statistik, begründbar nur auf der Herrschaft schranken- 
loser Oeflentlichkeit im Privatrechtsverkehr, liegt noch zu sehr 
im Argen, als dass die Finanzwissenschaft ein unverbrüchlich 
treuer Mentor der Finanzverwaltung sein könnte. Wir scheinen 
noch weit von jener Oeflentlichkeit entfernt zu sein, dies zeigt 
uns unter Anderem das Schicksal der Vermögens- und Einkommens- 
steuer und der Widerstand, der sich allenthalben gegen die 
Oeflentlichkeit des Civilprocesses geltend macht. 
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Oeffentlichkeit ist Wahrheit. 

In den einfachen leicht überschaulichen Verkehrsverhältnissen 
des Zustands wirtschaftlicher Isolirtheit ist Alles öffentlich ; werden 
mit dem Uebergang zur Arbeitstheilung die Verhältnisse zu com- 
plicirt, als dass der einfache Verstand des Naturmenschen ihren 
Verschlingungen folgen könnte, so werden die wenigen Denkenden 
die Herrschenden und das Volk vegetirt. Erst später wird die 
Oeffentlichkeit ein Geschichte machendes Moment. Langsam 
zwar, wie alle Wahrheit, und in tausendfaltig verschiedenen Ge- 
stalten tritt sie wieder ins Leben, aber desto sichereren Schrittes, 
die Finsterniss verdrängend. Alle wahre Wissenschaft, Eisen- 
bahnen und Telegraphen, freie Presse, Publicität der Gerechtig- 
keitpflege, der constitutionelle Staat mit seinen Institutionen, die 
dem prüfenden Blicke der Menschheit ausstellen, was früher un- 
gekannt und ungeahndet sich hinter dumpfe Mauern und ge- 
schlossene Wände verbarg, all diese stolzen Erscheinungen sind 
concrete Formen des einen, mit souveränen Ansprüchen Alles 
umstossenden Gedankens der Oeffentlichkeit. Je mehr die Oeffent- 
lichkeit im socialen Verkehr an Ausbreitung und Macht gewinnt, 
desto naher rückt die Menschheit der Stufe der Erkenntniss, in 
der für Armuth und Trug kein Raum mehr ist. 

Alles Verborgene wirkt abschreckend auf das menschliche 
Gemüth. Man hasst die Diplomatie, nicht weil sie Unheil stiftend 
wirkte, nein allein weil der natürliche Drang des Menschen, allent- 
halben helle Gründe zu sehen, mit forschendem Blicke den Gang 
der Ereignisse zu durchdringen, hier erst nach geschehener That 
seine Befriedigung findet und häufig dann auch nur mangelhaft. 
Auch der internationale Verkehr muss schliesslich der Oeffent- 
lichkeit verfallen. Nicht selbst handeln will hier der Bürger, nur 
sehen. Aus denselben Gründen hasst man auch die Steuern. 

Im Dunkel der Cabinete werden die Finanzpläne gemacht, 
vor den Vertretern des Volks im constitutionellen Staate darauf 
zwar Gründe und Gegengründe erwogen , aber das Volk selbst 
ist dennoch nur passiv dabei. In dem complicirten Gewebe mo- 
derner und centralisirter Finanzwirthschaft Zusammenhang zu finden, 
dazu reicht die geistige Kraft des schlichten Staatsbürgers in 
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500 Die Finanz-Jury. 

der Regel noch nicht aus. Zwar dringt ein Schimmer der die 
Finanzentwürfe leitenden Motive hinab bis in die niederen Classen 
der städtischen Bevölkerung, der sich dann in der Oeffentlichkeit 
des gesellschaftlichen Verkehrs weitere Bahn bricht, allein die 
Landbevölkerung, mit ihrem geistigen Blicke mehr an die Scholle 
gebunden, kommt in der grossen Regel über ihre communalen 
Wirthschaftsverhältnisse nicht hinaus. Daher ist im Zahlen der 
Staatssteuern der Bauer immer weit spröder, als das im Ganzen 
häufig weniger leistungsfähige, niedere Bürgerthum. Wo der 
Gedanke fehlt, da mangelt auch der Wille. 

Die erste und natürlichste directe Besteuerung scheint die 
des Grundes und Bodens. Die Bedenken, welche gegen die 
Grundsteuer aufgestellt worden sind, sind in der Hauptsache 
folgende. Der Staat verlangt die Grundsteuer nach Maassgabe 
des Flächeninhalts und der Bonität der Liegenschaft. Aber gesetzt 
auch, dass der Modus der Katastrirung hinreichende Garantie für 
genaue Aufnahme der entsprechenden Verhältnisse gewähre, so 
bleibt doch dabei völlig unbeachtet bei Seite, dass der Reiche 
einem, gleicher Bonitätsklasse angehörigen, Grundstücke durch 
Aufwendung wenig baaren Geldes einen doppelt so grossen Ertrag 
abgewinnen kann, als der arme Haussier, der kaum den nöthigen 
Dünger zur Bestellung seines Ackers aufzubringen vermag. Auf 
die landwirtschaftliche Befähigung des Grundstückseigenthümers, 
auf den Umstand, ob er sich ganz und ungetheilt dem ländlichen 
Berufe widmen kann, oder ob er genöthigt ist, noch nebenbei 
ein Gewerbe zu treiben, das sein Grundstück einer ganz sorg- 
fältigen Aufsicht entzieht und viel andere Verhältnisse, die die 
höhere oder geringere Ertragsfähigkeit eines Grundstücks bedingen, 
nehmen die Grundsteuergesetze wenig oder gar keine Rücksicht. 
Die Katastrirung selbst aber, unternommen von einer in der 
Regel sehr missliebigen Staatsbehörde, die auf Wahrhaftigkeit 
der abzuschätzenden Contribuenten keinen Anspruch machen kann, 
muss nothwendig ungenau sein. Gegen diesen Einwurf bemerkt 
Stein Finanzwissenschaft S. 255 : „Wenn eine neue Steuerordnung 
deshalb unterbleiben sollte, weil sie nicht fähig ist, den Rein- 
ertrag ihrer Objecte genau festzustellen, so müsste man gar keine 
Steuern auflegen." Allerdings und mit vollem Rechte sollte das 
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„Auflegen" der Steuern unterbleiben. Die von der Regierung 
allein unternommene Katastrirung kostet ungeheures Capital an 
Zeit und Geld, das mit dem Werthe des ungenauen Resultates 
in keinem Verhältnisse steht. Hiermit ist nicht gesagt, dass sie 
überhaupt ganz unterbleiben soll, sondern nur, dass die Katastri- 
r ung als einseitige Handlung der Staatsverwaltung zu unnatür- 
licher Kostenhöhe hinaufgeschraubt wird, während sie auf anderem 
Wege leichter und sicherer zu bewerkstelligen wäre. 

Die Grundsteuer ist endlich eine unbewegliche Steuer. Die 
Verbindung der Katastralsteuer in ihrer heutigen Gestalt mit der 
Selbstbesteuerung ist zwar als ein bedeutender Fortschritt zu be- 
trachten, aber nur halbe Maassregel. 

Die Gebäudesteuer mit ihren beiden Unterarten, der Gebäude- 
klassen- und Gebäudezinssteuer, ist zunächst, wenn auch in min- 
der hohem Grade den, gegen die staatliche Katastrirung aufge- 
führten, Bedenken zu unterwerfen. Wahrend der reiche Capitalist 
den Miethzins seiner Häuser, auf Zinseszins ausgeliehen, Quelle 
neuen Kapitals werden lassen kann, ist ein anderer Hausbesitzer 
oft kaum im Stande, mit dem Erlöse aus der Vermiethung die 
nothwendigsten Bedürfnisse und Anforderungen zu befriedigen. 
Letzterer zahlt daher verhältnissmässig weit mehr, als der erste. 

Auch bei der Gewerbesteuer handelt es sich um Classifica- 
tion der Steuerkraft nach Durchschnitten, die an Millionen Stellen 
die Volkswirtschaft aufs härteste verletzen, während sie am an- 
deren Orte reiche Spendung angedeihen lassen. Die Classifica- 
tion ist hier weit schwerer zu bewerkstelligen, als bei den vor- 
hergenannten Steuern. Grosse Irrthümer sind unvermeidlich. Je 
weniger Einfluss bei der Umlage die Gemeinde hat, desto schäd- 
licher wirkt sie. Eine traurige Form ist die Contribution de 
quotite , bei der der Steuerbeamte im Einvernehmen mit dem 
Maire für jeden Gewerbetreibenden den Betrag beantragt, während 
der Director der indirecten Steuern und der Präfect ihn festsetzt. 

Eine Steuer, wie die Kopfsteuer, die von der Beitragsmög- 
lichkeit der Contribuenten ganz absieht, muss, für zahlreiche Fa- 
milien namentlich, überaus drückend werden. Die Schwierigkeiten 
und Kosten ihrer Erhebung sind sehr bedeutend. 

Die Vermögenssteuer fasst eigentlich alle Kapitalsteuern zu- 
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gleich in sich. Das Wort Vermögen begreift den Besitz nicht 
nur, sondern auch alle Arten Einkommen in sich. Insofern ist 
es für die Verwaltung sehr schwer, eine gleichmässige Norm 
für alle Bürger festzustellen. Viele Theile des Vermögens lassen 
sich gar nicht schätzen. Die eidliche Fassion des Vermögens 
lässt Mentalreservationen zu. 

Die Unbestimmtheit der Vermögenssteuer ist Grund ihrer 
Unausführbarkeit bei einer Steuerverfassung, in welcher der Staat 
die Regulirung selbst übernimmt. 

Bei den Consumtionssteuern besteht eine fundamentale Schwie- 
rigkeit vorerst schon in der Bestimmung des Besteuerungsobjects. 
Unter den tausend Gegenständen der Nahrung werden, übrigens, 
wie die Geschichte der indirecten Steuern zeigt, ganz willkühr- 
lich, allgemein nothwendige Artikel des Verbrauchs herausgegriffen. 
Andere würden keinen namhaften Ertrag liefern. Diese Steuern 
treffen mit gleicher Strenge den völlig Erwerblosen, wie den 
Reichsten, denn Jeder braucht Nahrung. Ihre gerühmte Beweg- 
lichkeit ist darum eben kein grosses Verdienst. Bei vielen Ge- 
werben ist die Consumtionssteuer eine einfache Redublication der 
Gewerbsteuer, denn es hängt von rein zufälligen Umständen ab, 
ob der Producent oder der Consument die Steuer bezahlt. Die 
Erhebung der Consurnsteuern ist die theuerste unter allen und 
sehr gefährlich in sittlicher Hinsicht. Ein ewiges Hemmniss für 
die freie Bewegung und den Austausch der Produkte, ist sie 
der grösste Feind des Binnenhandels. 

Die Blüthe des englischen Handels beruht zum nicht gerin- 
gen Theile auf der mangelhaften Ausbildung der Consumtions- 
steuern in England. Die Aufhebung der Papiersteuer hat, wie 
die neueste Erfahrung lehrt , einen ungeheuren Aufschwung 
der Presse zur Folge. Aehnliches müsste man auch von der Auf- 
hebung aller übrigen Consurnsteuern erwarten. 

Die Zölle sind Gegenstand weitverbreiteten Hasses. Die 
Festsetzung der Zolltarife ist willkührlich. Schutzzölle können 
ganze Zweige des internationalen Handels vernichten. Auch die 
sorgfältigste Ueberwachung kann den Schleichhandel nicht unter- 
drücken. Die Ueberwachung selbst ist unverhältnissmässig theuer. 
Viele Zölle schaden dem Lande, das sie festsetzt, mehr, als 
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dem Auslande, bei anderen herrscht in dieser Beziehung Gegen- 
seitigkeit. Wir erwarten die Wirkungen des grossen Experiments, 
das jetzt im Westen Europas vor sich geht. Gefährliche Symptome 
der Krisis kommen auch auf die Rechnung der alten, nicht blos 
der neu einzuführenden Zustände. 

Gebühren, Stempel und Sportein treffen meist den, der das 
Unglück hat, in eine gewisse missliche Lage zu kommen. 

Schon die Künstlichkeit unserer Besteuerungssysteme, die 
grossartigen Widersprüche, die selbst in Staaten, mit völlig über- 
einstimmenden wirthschaftlichen Grund - Eigenschaften und Inter- 
essen, herrschen, Widersprüche die sich in der Doctrin nicht 
nur wiederholen, sondern selbst vermehren, sind der offenbarste 
Beweis, dass es hier noch an jedweder festen Grundlage mangelt. 
Alle diese Systeme beruhen auf der unwahren Voraussetzung, 
dass der, seiner Natur nach ein untheilbares Ganze 
bildende, Verkehr sich nach irgend welchen theo- 
retischen Gesichtspunkten auch im Leben zer- 
stückeln lasse. 

Auf dem breitenBoden des wirthschaftlichen Gesellschafts- 
lebens ruhen die Finanzen. Zwischen Staatsvermögen und Natio- 
nalvermögen die natürliche Verbindung aufzusuchen, darauf beruhen 
alle Versuche, die naturgemässe Besteuerung zu entdecken. Es 
ist schwer ja unmöglich sie zu finden, bevor man nicht die Ge- 
setze in ihrer Vollständigkeit erkannt hat, nach denen die Ver- 
keilung der Güter sich, nicht nur im grossen Ganzen , sondern 
auch im kleinsten Detail, richtet, denn der einzelne Bürger zahlt 
Steuern und will das Gesetz den Einzelnen gerecht besteuern, 
so muss man auch nothwendig die Leistungsfähigkeit jedes Ein- 
zelnen erst kennen lernen. Viele Verstösse eines Finanzgesetzes 
gegen das Einzelninteresse können einen Widerstand erwecken, 
der, wie viele Beispiele der Geschichte nachweisen, staatsgefähr- 
lich wird. Jedes Finanzgesetz das nach Durchschnitten verfährt, 
bei denen der Einzelne und seine Leistungsfähigkeit überhaupt nur 
einseitig in Berücksichtigung gezogen wird, bringt den Staat in 
Gefahr ; denn wieviele Interessen durch dasselbe verletzt sind, ob 
nicht die verletzten über die unversehrt gebliebenen sin Ueber- 
gewicht erhalten können, dies lässt sich vor der Thatsache selbst 
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mit keinen Mitteln überschlagen. Keine , auch die glänzendste 
staatsmännische Capacität, kann im Stande sein , ein System das 
die Leistungen des Einzelnen in materieller Hinsicht a priori fest 
bestimmt, nach eigener Disposition aufzustellen, denn zu einem 
solchen Baue fehlen uns alle Materialien, deren Ansammlung und 
Sichtung vielleicht noch Jahrhunderte in Anspruch nehmen kann. 
Es bleibt sonach nichts Anderes übrig, als eben die Einrichtung 
eines den Anforderungen der Gerechtigkeit entsprechenden Finanz- 
systems im Materiellen dem Volke selbst zu überlassen 
und nur das Formelle einer staatlichen Regelung zu unterwerfen. 
Auf die dringende Nothwendigkeit der Realisirung dieses Grund- 
satzes, der nur scheinbar einen Verzicht Seitens der Staatsgewalt 
in sich schliesst, weisen die beiden Momente hin, welche wir 
im Vorhergehenden bereits berührt haben, nämlich 

erstens die Unabhängigkeit der socialen Lebenskreise und 
namentlich der, den Güterverkehr regelnden, Gesetze von der 
Staatsgewalt, und 

zweitens die Entwicklung der Oeffentlichkeit , als leitenden 
Princips der heutigen Zustände des Zusammenlebens. , 

Die Wahrheit, dass keine staatsmännische Kunst im Stande 
ist, die Gänge des Welthandels, ja selbst des auf kleine Gebiete 
beschränkten Binnenhandels, einem prämeditirenden Willen zu 
unterwerfen, ist zu unbestritten anerkannt, als dass sie eines 
weiteren Nachweises bedürfte. Das Aufblühen der die Handels- 
geschäfte berührenden Presse, das Bankwesen, der Wechselver- 
kehr, die Buchführung sind Einrichtungen, in denen das Princip 
der Oeffentlichkeit sich mit Entschiedenheit ausspricht. Die Han- 
dels- und Gewerbegerichte früher von Richtern besetzt, die dem 
Verkehr völlig fremd waren, stehen heute meist unter dem »mass- 
gebenden Einflüsse von Männern, die selbst Kaufleute und Ge- 
werbetreibende sind. Hierin liegen unzweideutige Anerkenntnisse 
des Princips der Selbstregierung und der Unabhängigkeit der vor- 
liegenden socialen Lebenskreise von der Staatsgewalt, deren letztes 
Hinderniss mit den Zöllen und den Zünften fällt. 

Die Unabhängigkeit und Oeffentlichkeit der Justiz ist ein 
weiterer Sieg der angegebenen beiden Principien. In der Ein- 
sicht, dass es unmöglich ist, die auf freier Grundlage sich ge- 
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staltenden Privatrechtsverhältnisse dem herrschenden Willen der 
Regierung zu unterwerfen, (diese Prätention liegt ja in aller Ca- 
binetsjustiz) unternahm man ihre völlige Emancipation. Die Un- 
abhängigkeit der Rechtspflege wälzt eine ungeheure Masse un- 
fruchtbarer Verantwortlichkeit von den Schultern des Staats ab 
und legt den Schwerpunkt derselben in die Gesellschaft selbst. 
Die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Verhandlung gewährt 
Garantie für die Aufrechthaltung dieser Unabhängigkeit und die 
nöthige Grundlage zu einer sicheren und klaren Verarbeitung der 
Ergebnisse der Untersuchung. Die Emancipation der Richter von 
der Beweistheorie schliesst das Bekenntniss in sich, dass keine 
legislatorische Einsicht im Stande ist, für Beurtheilung der mil- 
lionenfach nuancirten Rechtsfälle einen einzigen, alle mit gleicher 
Gerechtigkeit treffenden Weg aufzufinden. 

Die eigenthümlichste und in gewisser Beziehung vollkom- 
menste Form der Verwirklichung der oben erwähnten beiden 
Grundsätze im Gebiete der Rechtspflege ist die Jury. Man hat 
der Jury die Befähigung abgesprochen, die, mit der Schuldfrage 
(im Civil- oder Criminalverfahren) verbundenen , rechtlichen Mo- 
mente zu lösen , Sieyes schlug deshalb vor , die Geschworenen 
aus dem Juristenstande zu wählen. Die Trennung der Rechts- 
frage von der rein factischen, wie sie in den meisten Gesetzen 
über Geschworenengerichte zur Geltung gekommen ist, erscheint 
als eine Limitation , der kein Bedürfniss entspricht , sobald das 
aus der Zeit der Cabinetsjustiz und des heimlichen inquisitorischen 
Verfahrens herstammende Misstrauen gegen den Juristenstand ge- 
wichen ist, und sociale Fächer in den Kreis der Gegenstände des 
Studienplanes für Juristen mit aufgenommen sind. Die Beurthei- 
lung von Civil- und Criminalrechtsfallen hängt meist von zu tie- 
fen ökonomischen, socialen , politischen und psychologischen Er- 
wägungen ab, als dass hierzu nicht eine besondere Vorbereitung 
dringend erforderlich wäre. (Vergl. Schwarze in Weiskes Rechts- 
lexikon Art. Schwurgericht S. 57.) 

Während wir für die Rechtspflege die Besetzung der Jury 
mit nicht rechtsgelehrten Richtern verwerfen und somit, sofern 
dabei dieser Umstand für ein essentiale angesehen wird, der Jury 
in der Rechtspflege überhaupt nicht das Wort zu reden vermögen, 
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glauben wir ein weites Feld für die der Jury zu Grunde liegen- 
den Gedanken im Gebiete der Finanzen zu erblicken. Versuchen 
wir in Folgendem die Idee eines Finanzsystems fluchtig zu zeich- 
nen, das sich wesentlich auf das Institut der Jury gründet. 

Die Gesammtsumme der zu Bestreitung der Staatsbedürfnisse 
erforderlichen Güter ist durch die Staatsgewalt zu bestimmen 
nach den historisch vorliegenden Thatsachen der Entwickelung 
der Wirtschaft einestheils, nach den damit zu producirenden 
Gütern anderntheils. Hierauf hat die Reparation dieser Gesammt- 
summe auf die einzelnen Theile des Staatsgebiets , allenfalls zu- 
nächst auf Grundlage der historischen Erfahrung, stattzufinden. 
Dabei kann, je nach Verschiedenheit der, in den Staaten bestehen- 
den, Provinzialverfassung, die Regierung die Vertheilung selbst 
übernehmen, oder sie den Organen der Provinzialregierung über- 
lassen. Letzteres ist bei Colonien jedenfalls das Angemessene. 
In den Staaten, wo die ständische Gliederung nicht bereits zu 
existiren aufgehört hat, in denen der Pflug der modernsten Civi- 
lisation noch nicht über die Gemüther nivellirend hinweggegangen 
ist, kann an die Stelle des geographischen Vertheilungsmodus der 
ständische treten, oder beide können concurriren. Dies dürfte 
aber, ich fürchte, nur noch in England möglich sein, da auf dem 
Continente die Aristokratie zerklüftet ist und der vierte Stand 
ein noch zu unklares, embryonenhaftes Socialgebilde ist. Ja auf 
dem Continente würde die ständische Repartition einen gefähr- 
lichen politischen Missgriff in sich schliessen. 

Die einzelnen Steuerbezirke können sich je nach 
Lage und den ökonomischen Interessen des Landes zu einer 
Gemeinschaft vereinigen, deren Organe zwischen Regierung und 
Steuerbezirk in der Mitte stehen, so namentlich in grösseren 
Städten. 

Zwischen Steuerbezirk und Staat oder Steuer - Gemeinde 
und Staat besteht eine Obligation auf Leistung der den ersteren 
auferlegten Steuerquote. Direct an den einzelnen Bürger hat der 
Staat keine Forderung. 

Bis hierher und nicht weiter erstreckt sich der unmittelbare 
Einfluss des Staats auf die Vertheilung der Steuerlast. Es bleibt 
der Polizei noch ein weites Gebiet indirecter Thätigkeit. Jeder 
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Uebergriff über diese Grenze hinaus wirkt schädlich auf die Ge- 
sellschaft nicht minder, wie auf den Staat selbst. Die Einrich- 
tung der Steuerbezirke, die an ihnen nach den gemachten Er- 
fahrungen nuth wendig werdende Veränderung, die Beaufsichti- 
gung derselben, die Anwendung executiver Maassregeln gegen 
renitente Steuerbezirke, sind die einzigen Functionen, auf die 
eine ihrer hohen Stellung sich bewusste, den Umfang, wie die 
Grenzen ihrer Macht im klaren Bewusstsein führende Regierung 
eines hocheivilisirten Staats ihre Thütigkeit beschränken muss. 
Durch die Einrichtung solcher Steuerbezirke, die in ihrem Innern 
und in ihren Organen von der dispositiven Gewalt des Staats 
befreit sind, ist das Steuerwesen zur Staatsgewalt in eine ganz 
analoge Stellung versetzt, wie die Justiz. In der Integrität die- 
ser Stellung beruht das eigentliche Wesen einer mündigen Ge- 
sellschaft, gegenüber einem mündigen, seine Thätigkeit auf das 
Mögliche und Vernünftige beschränkenden Staate. Da die Wissen- 
schaft uns nachgewiesen hat, dass in ihrem Kreise die Gesell- 
schaft, freithätig, sich selbst die beste Leitung angedeihen lässt 
und sie nur dann blühen kann, wenn aller fremde, prohibitive Ein- 
fluss von ihr ferngehalten ist, so ist es nunmehr auch an der 
Zeit, dass der Staat sich nicht ferner gegen das Walten der 
Naturgesetze bei der Krystallbildung seines Vermögens sträube, 
die Gesellschaft in Wahrheit beherrsche und die undankbare Rolle 
aufgebe das Factotum in der socialen Sphäre zu sein, in der mit 
der wachsenden Einsicht des Bürgers reglementirendes Wirken 
überflüssig, schädlich und schliesslich unmöglich wird. Heute 
fordert die gesammte Volkswirtschaft die Freiheit, die bereits 
Mirabeau dem Ackerbaue vindicirte. 

Der Steuerbezirk ist die Gesammtheit der, in einem gewissen 
Umkreise wohnhaften Personen, die von der Regierung mit der 
Verbindlichkeit zu Bezahlung einer gewissen Steuerquote solidarisch 
belegt sind. Die Zahl und Grösse der Steuerbezirke richtet sich 
nach lokalen Verhältnissen; kleinere Gemeinden können einen 
Steuerbezirk bilden, grössere hingegen, namentlich Städte, müssen 
in mehrere Steuerbezirke unter der Obhut der Gemeinde oder 
Stadtverwaltung zerlegt werden. 

Von der Verwaltung der Gemeinde, insofern sie selbst In- 
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haber von Vermögensrechten ist, ist an diesem Orte nicht die 
Rede. Die Bestimmung der Steuerbezirke ist von diesem letzte- 
ren Wirkungskreise der Gemeinde weit verschieden, denn der 
Steuerbezirk ist socialpolitische Behörde allein zum Behufe der 
Ableistung von Staatssteuern. Dem Steuerbezirke muss natürlich 
ausser der Erhebung nothwendig auch die Vertheilung der Steuern 
allein überlassen bleiben, denn ohne das letztere Recht würde 
der Bezirk nichts Anderes sein als ein unselbständiges Glied in 
dem Finanzverwaltungsorganismus, das seinen Impuls vom präme- 
ditirenden Willen der herrschenden Gewalt vor wie nach empfängt. 
Die Erhebung der directen Steuern ist in manchen Ländern, z. B. 
in Oesterreich, der Gemeinde überlassen, noch nirgends aber hat 
man ihr auch die Vertheilung derselben anvertraut In der Doc- 
trin ist die Wichtigkeit dieser Selbstverwaltung hinreichend an- 
erkannt und die Geschichte des Städtewesens bietet zahlreiche 
Züge dafür dar, dass sie in dem innersten Wesen eines selbst- 
ständigen und freien Gemeindelebens enthalten ist. Stein (Finanz- 
wissenschaft S. 93) sagt von der communalen Vertheilung der 
Staatsabgaben : „diese Aufgabe ist eine so naturgemässe, dass sie 
allenthalben, wo die Besteuerung durch Selbstschätzung geschieht, 
sich gleichsam von selbst ergiebt und in leicht verständlichen 
Formen durchgeführt wird." 

Jeder Steuerbezirk wählt einen Mann des öffentlichen Ver- 
trauens als Vorstand, dessen Obliegenheit es ist, über die Beob- 
achtung der zum behuf einer gerechten Repartition der Steuern 
eingeführten Formen zu wachen, die nöthigen Versammlungen 
zu berufen und den Verein nach Aussen, namentlich dem Staate 
gegenüber, zu vertreten. In letzterer Beziehung ist er Mandatar 
des den Steuerbezirk bildenden Personenvereins, dem die Eigen- 
schaft einer juristischen Person zukommt. Die dem Steuerbe- 
zirke von der Regierung auferlegte Steuerquote wird auf die 
Mitglieder zunächst durch freiwillige Fassion repartirt. Zu die- 
sem Behufe ist vom Vorstand am Beginne jeder Finanzperiode 
eine Generalversammlung zu berufen, auf der jeder Contribuent 
bei Gefahr einer Geldbusse persönlich zu erscheinen gehalten ist. 
Nur nachgewiesene Fälle dringender Noth können von dieser 
Verbindlichkeit befreien. Selbstständige Frauen sind hiervon nicht 
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ausgenommen. Minderjährige, wie auch die am persönlichen Er- 
scheinen durch Nothfälle Behinderten, erscheinen durch Bevoll- 
mächtigte. 

Die Fassion geschieht in der Versammlung unter Beobach- 
tung einer einfachen, wenig zeitraubenden Feierlichkeit und an 
einem, den Augen Aller ausgesetzten, Orte. 

Ergiebt sich die durch Fassion aufgebrachte Summe als nicht 
hinreichend zur Deckung der auferlegten Steuerquote, so treten 
die dijudicirenden Organe des Steuerbezirks in Wirksamkeit, über 
deren Einrichtung wir ausfuhrlicher zu berichten haben werden. 
Uebersteigt die, durch Fassion aufgebrachte, Summe die auferlegte 
Steuerquote, so wird der Ueberschuss an geeignetem Orte bis 
zur nächsten Finanzperiode aufbewahrt und von der neu auferleg- 
ten Steurquote vorweg in Abzug gebracht. 

Das bei dem Steuerbezirke zu errichtende Finanzgericht, das 
eine Jury ist, tritt in Wirksamkeit zunächst und namentlich in 
dem Falle, wenn die aufgebrachte Summe die Steuerquote nicht 
deckt. Jedoch bleibt es ihm auch in den übrigen Fällen unbe- 
nommen, Mitglieder des Steuervereins , die über oder unter ihren 
Kräften fatirt haben, zur Verantwortung zu ziehen und ihre fa- 
tirte Summe einer Mässigung oder Erhöhung zu unterwerfen. 
Die Gegenstände der Beurtheilung der Finanzjury sind hiernach : 

1) Bestimmung der Beträge, die einzelne Mitglieder des 
Steuerbezirks, welche zu wenig zur allgemeinen Quote beige- 
steuert haben, nachzuzahlen haben. 

2) Bestimmung des Betrags, um den die Fassionsbeträge 
einzelner Mitglieder gemindert werden "sollen, die aus irgend 
einem Grunde oder Interesse ihre Steuerkraft zu hoch taxirt 
haben. 

3) Einleitung executiver Maassregeln gegen Steuerbezirks- 
eingesessene , die mit Ableistung der fatirten und rechtskräftig 
gewordenen Summen in Rückstand geblieben sind. 

Hauptzweck der Institution der Finanzjury ist nämlich auf 
Erfüllung der allen Bügern obliegenden , Rechtspflicht , nach 
Maassgabe ihrer Kräfte zur allgemeinen Staatssteuerlast Beitrag 
zu liefern, mit angemessenen Mitteln zu dringen. In dem, unter 
Nr. 1 erwähnten, Falle liegt die Verletzung dieser Pflicht darin, 
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dass der zu wenig Fatirende eine ihm zukommende Verbindlich- 
keit unrechtmässigerweise von sich weg und auf die Allgemein- 
heit abwälzt, so dass darunter die zahlreichste Classe der Wenig- 
bemittelten zu leiden hat. Eine solche Beraubung aus Eigennutz 
muss von einer rechtsprechenden Behörde geziigelt werden. 

Das zuviel Fatiren schliesst eine Verletzung dieser Pflicht 
insofern in sich, als hierdurch die öffentliche Meinung über den 
Zustand der Vermögensverhältnisse einer Person (meist zu un- 
erlaubten Zwecken) irre geleitet wird. Die sociale Ordnung der 
Dinge hat aber ein sehr mächtiges Interesse, über diese Verhält- 
nisse klar und wahr zu sehn. Wer Vermögen hat und den Be- 
sitz desselben verheimlicht, begeht ein sociales Deliet, nicht min- 
der, wie der, welcher seine Mitbürger fälschlich glauben machen will, 
er sei ein reicher Mann. Letzteres ist ein vielgebrauchter Deck- 
mantel des Betrugs. Das kann ein Nationallaster werden. Der 
Process Mires und seine zahlreichen Pendants vor dem Zuchtpoli- 
zeigericht zu Paris, sind Erscheinungen, die in dieses Kapitel 
gehören. 

Zu Erreichung des Zweckes, für den wir unsere Finanzjury 
bauen, sind verschiedene andere Mittel in Vorschlag und Anwen- 
dung gebracht worden. Bei der Vermögens- und Einkornmens- 
steuer, die bereits in den Gesetzen des Manu eine Rolle spielt, 
und deren Vorzug darin besteht, dass sie die Tendenz in sich 
trägt, an die Stelle aller, den Socialverkehr dismembrirenden, 
Steuern eine einzige zu setzen, hat man vor Allem häufig 
psychologischen Zwang in Anwendung gebracht. Die Mängel der 
eidlichen Selbstbesteuerung sind hinreichend anerkannt. Das Ge- 
wissen ist ein zu relatives Geschöpf, als dass dasselbe zum Ein- 
theilungsmaassstabe bei der Steuerumlegung dienen könnte. Uebri- 
gens soll man nicht des Heiligen zu gemeinen Sachen sich be- 
dienen. Alles Eidschwören en masse ist verderblich für die 
Sitten, eine öffentliche Sanction vieler Meineide. 

Eines anderen Mittels bedienten sich die Griechen. Es stand 
jedem Bürger frei, dem Fatirenden einen Vermögenskauf um den 
Betrag der von ihm angegebenen Summe anzubieten. Jedenfalls 
ein sehr scharfsinniger Einfall. Ueber seine Wirkung wissen wir 
zu wenig. 
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Die unter Nr. 3 erwähnte Thätigkeit könnte auch den ordent- 
lichen Gerichten zugewiesen werden, doch greift der Gegenstand 
zu tief in die anderen Funktionen der Finanzjury ein , als dass 
er sich füglich davon trennen Hesse. 

Die Anfertigung einer Liste derjenigen Personen des Steuer- 
bezirks, die unter die bei 1 — 3 erwähnten Gesichtspunkte fallen, 
liegt einem eigenen, von der Generalversammlung gewählten 
und vom Staate bestätigten, Finanzanwalte ob, der in der Finanz- 
jury die analoge Stelle vertritt, wie der Staatsanwalt in unseren 
Geschworenengerichten. Seine Pflicht ist darüber zu wachen, 
dass Niemand der nach Verhältniss seines Vermögens oder Ein- 
kommens ihm obliegenden Steuerpflicht sich entziehe, oder in 
leerer Prahlerei oder böswilliger Absicht seine Steuerkraft höher 
taxire, als dem wirthschaftlichen Einzeln- oder Gesammtinteresse 
angemessen ist. 

Der Liste sind ausser den nöthigen Bezeichnungen der In- 
dividualitäten die Beträge beizusetzen, um die die betr. fatirten 
Summen erhöht oder erniedrigt werden sollen. 

Die Natur der Funktion des Finanzanwalts legt es nahe, dass 
bei seiner Wahl namentlich auf solche , selbstverständlich unbe- 
scholtene, Personen Rücksicht zu nehmen ist, welche im betref- 
fenden Bezirke eine ausgebreitete Bekanntschaft besitzen. Zum 
Zwecke der genaueren Ermittlung der Vermögensverhältnisse von 
solchen Personen, die in flagrantem Verdachte stehen, ihre Steuer- 
kraft um ein Bedeutendes zu niedrig taxirt zu haben, ist der 
Finanzanwalt berechtigt, bei Gerichts- namentlich Hypothekenbe- 
hörden, Banken und anderen geeigneten Orten Erkundigungen 
einzuziehn. 

Zur Einsicht der Hypothekenbücher und Depositenkontos be- 
darf er indess eines von der grossen Jury, über die wir sogleich 
handeln werden, ausgestellten Erlaubnissscheines, wenigstens so- 
lange noch die heutigen Vorurtheile gegen die volle Oeffentlich- 
keit des Hypothekenwesens bestehn, der im Namen der Jury von 
dem Vorsitzenden unterzeichnet wird. Das zuletzt angegebene 
Verfahren ist übrigens nur auf Fälle des Verdachts grober Ver- 
heimlichung zu beschränken. Die Mitglieder des Steuerbezirks 
sind befugt und zugleich verpflichtet der Thätigkeit des Anwalts 
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durch Mittheilung von Daten über Vermögens- und Nahrungs- 
verhältnisse einzelner Personen allen Vorschub zu leisten. 

Das auf diese Weise bewerkstelligte Verfahren des Finanz- 
anwalts zum Zwecke der Anfertigung der Liste ist der Vorunter- 
suchung im Processe zu vergleichen. Eines die förmliche Unter- 
suchung der in der Liste angeführten Daten anordnenden Er- 
kenntnisses irgend eines instailirten Organs bedarf es jedoch nicht. 
Die Stelle desselben vertritt vielmehr der Spruch der Finanzjury 
selbst. 

In jedem Steuerbezirke wird auf der, am Beginne jeder 
Finanzperiode anzuberaumenden Generalversammlung eine Anzahl 
Manner gewählt, aus deren Mitte die Special-Jurys zu bilden sind, 
welchen die endgültige Entscheidung über die, vom Finanzanwalte 
gestellten, Anträge zusteht. 

Zum Geschworenen kann berufen werden jeder volljährige 
und unbescholtene Bezirkseingesessene, namentlich aber ist auf 
solche Rücksicht zu nehmen, deren Lebensstellung sie in den 
Stand setzt, die wirthschaftlichen Verhältnisse eines möglichst 
grossen Kreises von Contribuenten zu übersehen. Die Annahme 
der Wahl zum Geschworenen ist Bürgerpflicht. 

Die Termine zu Abhaltung der Sitzungen der Finanzjury 
sind vom Vorstande des Steuerbezirks anzuberaumen. Auf diesen 
Terminen sind die erwählten Geschworenen bei Gefahr einer Geld- 
strafe zu erscheinen verbunden. Vor Beginn der Verhandlungen 
werden die Geschworenen vom Vorstande des Steuerbezirks ver- 
pflichtet und vereidigt. Darauf wird die, vom Finanzanwalte ge- 
fertigte, Steuerergänzungsliste, welche bereits vor der Versamm- 
lung den Geschworenen mitgetheilt worden sein muss, in Behand- 
lung genommen. Der Betrag der vom Anwalte im Einvernehmen 
mit dem Vorstande und nach Maassgabe der dem Bezirk aufer- 
legten Steuerquote, fixirten Ergänzungssumme darf von der Ge- 
schworenenversammlung auf keinen Fall gemindert werden. Ihre 
Sache ist nur die Regulirung der Repartition. Geringfügige Er- 
gänzungsbeträge werden ohne Weiteres confirmirt und entschie- 
den gilt hierbei Stimmenmehrheit. Der Verlust an Zeit würde 
grösser sein, als der Gewinn, den eine ganz minutiöse Unter- 
suchung dieser Bagatellsachen brächte. Die übrigen wichtigeren 
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Sachen werden darauf auf die einzelnen Geschworenen durch das 
Loos \ertheilt. Für jeden speciell abzuurtheilenden Steuerergän- 
zungsfall müssen 3 Geschworene ausgelost werden. In Fällen, 
wo das Loos Personen zusammenführt, die als Richter und Ab- 
zuurtheilende nach den im Processe geltenden Rechtsgrundsätzen 
einander nicht gegenüber stehen können, muss an die Stelle des 
relativ untauglichen Geschworenen ein anderer bestimmt werden. 
Das Recusationsrecht steht dem Finanzanwalt und der Parthei zu. 
Zu dem, von dem ausgelosten Geschworenen anberaumten, Ver- 
handlungstermine muss der, dessen fatirter Steuerbetrag einer 
Veränderung unterworfen werden soll , geladen werden. Der 
Finanzanwalt oder sein Stellvertreter, hält den gemachten Antrag 
aufrecht. Die Beweisaufnahme geschieht summariissime. Die 
Geschworenen sind an den, von dem Anwalt beantragten, Ergän- 
zungsbetrag, im Falle sie den zur Verantwortung Gezogenen 
überhaupt für schuldig belinden, nicht unbedingt gebunden. 

Auf dem Protocolle ist nur die gefällte Entscheidung zu ver- 
lautbaren. Appellationen gegen diese Entscheidung sind nicht 
zulässig. Die Entscheidung geschieht übrigens nach Stimmen- 
mehrheit. Nach beendigtem Repartitionsverfahren werden die Re- 
sultate der Untersuchungen dem Vorstande des Steuerbezirks mit- 
getheilt , der die nöthige Schlussberechnung festzustellen hat. 
Macht sich in diesem Stadium noch eine Ergänzung nöthig, so 
geschieht diese proportional den von den Geschworenen ratiha- 
birten und festgestellten Beitragssummen der einzelnen Contri- 
buenten. 

Betrachten wir nunmehr die Vortheile , die die Einführung 
eines die Freiheit der Socialkreise anerkennenden und die Steuer- 
vertheilung dem Volke selbst überlassenden Finanzsysstems brin- 
gen müsste. 

Wenn der Staat ein Interesse daran hat, dass die volks- 
wirtschaftlichen Zustände kräftig sich entwickeln, so muss er 
vor allen Dingen dafür sorgen, dass der grosse Kapitalstrom, der 
in ihm seinen Kreislauf alljährlich hält, auch nur da seine Quelle 
habe, wo Natur sie ihm anweist. Dass die herrschenden Finanz- 
systeme diese Forderung nicht nur nicht erfüllen, sondern sie 
häufig geradezu aufs härteste verletzen, darauf wiesen wir schon 

Zeitschr. f. Staatsw. 1862. III. lieft. 33 
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oben hin. Der Verkehr ist im ewigen Schwanken begriffen, die 
ihn leitenden Kräfte sind nach Raum und Zeit so millionenfach 
verschiedenen Bedingungen unterworfen, dass es einer mensch- 
lichen Individualeinsicht nie gelingen dürfte, überall die Stelle zu 
bezeichnen, wo es zweckmässig und unschädlich ist, einen Bei- 
trag zur Staatslast zu fordern. Diese Einsicht traut der heutige 
Staat den Leitern seiner Finanzangelegenheiten zu, indem er sie 
bestimmen lässt, dass auf dieses Nahrungsmittel eine Steuer ge- 
legt werden soll, während andere frei ausgehn, dass der Grund 
und Boden nach einem gewissen Fusse besteuert werden soll, 
nach einem anderen das laufende Capital u. s. w. Nirgends fin- 
det man bei solch einem Bestimmungsmodus eine feste Bürgschaft 
dafür, dass in der That die eingeschlagenen Maassregeln die 
zweckmässigsten, unschädlichsten seien. Ueber ihre Folgen lässt 
sich mit Sicherheit kein Project machen, nur die Erfahrung lehrt, 
die häufig eine traurige ist. Diese Gefahren werden bei dem, 
von uns vorgeschlagenen , Systeme völlig vermieden , denn die 
freiwillige Fassion und die Reguli rung der durch sie festgesetzten 
Beträge seitens einer Versammlung geschworener Bürger, sind 
Mittel, die in sich schon eine Garantie dafür enthalten, dass nur 
da eine Last aufgelegt wird, wo dies möglich und gerecht ist. 
Bei der freiwilligen Fassion leuchtet Ersteres unmittelbar von 
selbst ein ; die Regulirung durch eine Geschworenenversammlung 
aber ist ein Zügel des Eigennutzes , der bei der Fassion seine 
Rolle spielen könnte. Die Einrichtung der Jury bürgt dafür, dass 
Niemand seiner Beitragspflicht entgehe, Niemand zu hoch , Nie- 
mand zu niedrig besteuert werde, denn der Satz, der dem Ein- 
zelnen auferlegt wird, gründet sich auf ein wahres veiedictum 
vicinatus. Nirgends kann man diesem verediclum ein grösseres 
Vertrauen schenken, als da, wo es sich handelt, die Vermögens- 
verhältnisse eines Bürgers zu konstatiren. In keinem Punkte ist 
die öffentliche Meinung zuverlässiger, als hier, denn woraus lässt 
sich anders auf den Zustand einer Privatwirthschaft schliessen, 
als aus dem Verkehr, und wer anders kann den Verkehr contro- 
liren, als eben der Bürger, der hier in seinem Elemente sich 
bewegt? Wer sich mit dem Besitze eines Vermögens brüstet, 
kann, bei sonst nicht ungesunden Verkehrsverhältnissen, höchstens 
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auf ganz kurze Zeit seine Umgebung täuschen ; die Nichtbefrie- 
digung ihm obliegender Leistungen, kleine Schulden und tausend 
andere Symptome lassen sehr bald erkennen, auf wie hoch sich 
die wirthschaftliche Macht eines Mannes in Wahrheit beläuft. 

Wer im Besitz eines Vermögens ist und dies verheimlichen 
möchte, ist trotz aller Riegel und Schlösser vor dem Argusswge 
des Publikuns nicht einen Augenblick sicher. Der reiche Geiz- 
hals, dessen Kapital dein Verkehre so gut wie verloren ist, wird 
dadurch bestraft, dass die Fama die verborgenen Schätze noch 
vergrössert. Diese Fama macht sich als Nemesis in der Jury 
nothwendig geltend und so zwingt sie indirect vieles Kapital ans 
Tageslicht und in den Verkehr wiederum hinein. 

Der eigentliche naturgemässe Wirkungskreis des Instituts der 
Jury ist in diesem socialen Gebiete , während bei Rechtsstreitig- 
keiten und ihrer Entscheidung Erscheinungen in Frage kommen, 
deren Ursprung zwar im socialen Verkehrsgebiete sich befindet, 
die aber im Laufe der Geschichte eine Entwicklung erhalten haben, 
bei der, ausser dem volkswirtschaftlichen , auch psychologische 
Momente eine einflussreiche Rolle spielen. Einen Rechtssatz sei- 
ner ganzen, vollen Bedeutung nach zu erfassen ist eine so schwie- 
rige und abgeleitete Aufgabe, dass der blosse bon sens kaum im 
Stande ist das sachliche objective Element vom psychologischen 
subjectiven überall scharf zu unterscheiden. Ohne diese Unter- 
scheidung ist aber gründliche Beurtheilung eines Rechtsfalls nicht 
möglich. Die Entstehung der Jury in der Rechtspflege reicht 
in eine Zeit zurück, in der die juridischen und socialen Erschei- 
nungen des Verkehrs noch in gemeinsamer Wiege lagen. Mit 
der einseitigen Ausbildung der juridischen Seite des Zusammen- 
lebens verschwand die Jury auf dem Continente. Nur England 
war in dieser Hinsicht ein günstigeres Schicksal beschieden. Es 
ist kein Zufall , dass das Wiederauftauchen des Gedankens der 
Jury in eine politisch wesentlich decentralisirende Zeit fällt. 

Die Oeffentlichkeit des Steuerrepartitionsverfahrens vor der 
Finanzjury inuss von souveränem Einflüsse auf die Gestaltung un- 
serer socialen und politischen Verhältnisse sein, denn 

1) ist dadurch ein Organ geschaffen zu Begründung einer 
wahren volkswirthschaftlichen Statistik. Von ihrer Ausbildung 

33* 
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hängt zunächst die Erkenntniss der, die sociale Ordnung der 
Dinge nach der ökonomischen Seite hin beherrschenden, Ge- 
setze ab, über die wir heute vielfach noch im Finstern tappen; 

2) giebt das veredictum vicinatus, das in der Finanzjury sich 
ausspricht, einen festen Maassstab der Beurtheilung der Ver- 
mögensverhältnisse des einzelnen Bürgers, und dieser Umstand 
muss einen mächtigen Einfluss auf den Credit ausüben, ähnlich 
wie in dem, auf das Princip der Publicität und Specialität gegründe- 
ten Hypothekenwesen. Die moderne Hypothek ist der Schild 
des Realcredits, die Finanzjury der Schild des Personalcredits. 
Da aller Handel auf dem letzteren beruht, so ist dieser ohne 
Zweifel ungleich wichtiger, als der erstere. Es soll auf keine 
kaufmännische Schuldverschreibung die Rechtshülfe gewährt wer- 
den, die nicht den Steuersatz des Ausstellers an der Spitze trägt. 
Dadurch werden gewagte Speculationen unmöglich gemacht. 

3) Auf die soeben erwähnte Weise wird der Einfluss der 
öffentlichen Besteuerung auf den Credit, selbst zu einem unver- 
brüchlichen sicheren Centrifugalregulator gerechter Besteuerung. 
Wenn der Credit, die sociale Triebkraft des Geschäftsmanns, von 
der öffentlichen Taxe abhängt, so hat jeder hierdurch ein mäch- 
tiges Interesse nicht niedriger besteuert zu werden, als er ver- 
dient. Damit leuchtet zugleich ein, wie wichtig es ist, dass in 
die Gegenstände der Beurtheilung der Finanzjury auch das Zuviel- 
fatiren hineingezogen werde. Je länger die Socialmaschine der 
Finanzjury wirkt, desto sicherer und wahrer muss ihr Gang 
werden. 

4) Der schwere Druck, unter dem bei den heutigen Ver- 
hältnissen noch die Volkswirthschaft leidet, das gefahrdrohende 
Ueberwuchern des vierten Standes (nach Riehls trefflicher Be- 
zeichnung), die mangelhafte Ausbildung des Naturgesetzes, dass 
jede Arbeit ihren entsprechenden Lohn haben muss, gründet sich, 
wenn man die Triebfedern dieser socialen Krankheiten in ihre 
Tiefe verfolgt, auf den Umstand, dass in der Privatwirthschaft 
unter dem Schutze mittelalterlicher Heimlichkeit List und Trug 
ungestört ihr Wesen treiben können und dass der Leichtsinn ge- 
wagter Speculationen aller Zügelung entbehrt. Die Freiheit hat 
das grosse Ziel zu erstreben, dass, wie die Könige von England, 
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Jeder unbeschränkte Machtvollkommenheit hat Gutes zu thun, 
aber keine, Böses zu vollbringen. Dazu gibt es nur. Einen Weg, 
dieser ist die Oeffentlichkeit. 

5) Jeder civilisirte Staat hat ein mächtiges Interesse, dass 
seine Bürger wissen, dass sie Bürger seien. Dieses Bewusstsein 
strebt der Polizeistaat und jeder centralisirte Staat, der für die 
Bürger Alles selbst zu thun sich anmaasst, zu unterdrücken. Die 
psychologische Frucht, die daraus hervorgeht, ist der politische 
Stumpfsinn , ein Erbtheil der deutschen Nation aus der traurig- 
sten aller Zeiten, aus der Zopfzeit. Der Bürger hat heut zu 
Tage noch keinen Wirkungskreis , in dem er direct als solcher 
handeln ' könnte , denn die Wahl zum Landtage ist ein zu indi- 
rectes , seine Folgen nicht unmittelbar und handgreiflich vor Augen 
liegendes Geschäft, als dass es dauernd politisches Streben in 
seiner Seele nähren konnte. Ohne dieses Streben des Bürgers 
kann kein Staat von freier Verfassung kräftig sich entwickeln. 
Der Trieb nach politischer Thätigkeit , der erst das ächte Bürger- 
bewusstsein erzeugt, findet Anregung und volle Befriedigung in 
der Finanzjury. Indem der geschworene Bürger über die Bei- 
tragspflicht seiner Mitbürger zur Staatslast disponirt , lernt er seine 
politische Macht fühlen , die in der socialen wurzelt. Das Interesse 
für diese Thätigkeit kann nie sich abschwächen, denn die Be- 
stimmungen, um die es sich hier handelt, greifen zu tief in 
die Privat- Wirthschaft ein. Man hat die Beobachtung gemacht, 
dass die freien Vereine in dem Absterben der Theilnahme der 
Mitglieder für die Zwecke derselben einen gefährlichen Keim der 
Auflösung in sich tragen (Bosch er, System der Volkswirth- 
schaft Bd. 2. S. 458). Daraus könnte man eine Waffe gegen die 
Finanzjury schmieden. Allein diese, freilich unläugbare, That- 
sache beweist Nichts, als die Krankheit des politischen Stumpf- 
sinns. In Amerika und England ist es anders, weil in diesen 
Ländern die Selbstständigkeit der socialen Lebenskreise mehr 
oder weniger, zwar nicht in der Theorie, aber in der Praxis 
von jeher anerkannt war. Diese Krankheit des politischen Stumpf- 
sinns muss zunächst gehoben werden und eines der wirksamsten 
Mittel dagegen ist die Finanzjury. 

6) Der Mangel aller über die materielle Leistungspflicht des 
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einzelnen Bürgers vorweg disponirenden Bestimmungen ist einer 
der wesentlichsten Züge der von uns vorgeschlagenen Einrich- 
tung. Nur Formelles schreibt der Staat vor, alle materiellen 
Einzelnfragen , die heute der Staat noch mit dem Schwerte durch- 
schneidet, fliessen in der einen solidarischen Gesammtobligation 
des Steuerbezirks zusammen, innerhalb deren den naturlichen 
Socialkräften ihre freie Bewegung gestattet wird. Es giebt noch 
manche andere Gebiete, wo das Recht nur ein Recht haben 
sollte, formeller Natur zu sein. 

Die moralische Unmöglichkeit materieller Bestimmungen im 
Gebiete der Besteuerung liegt in der Natur der Sache, denn der 
Verkehr Messt und das Gesetz ruht. Heute wird Jemand als 
Besitzer eines Vermögens von vielen Tausenden besteuert , morgen 
schlägt ihm eine Speculation fehl und er besitzt nur noch die 
Hälfte. In den materiellen Bedingungen, auf denen die Steuer- 
gesetze ruhen , braucht sich dabei gar nichts geändert zu haben ; 
dennoch fordert der Staat vor wie nach eine Steuer, die auf die 
Dauer zum Ruine führen muss. Der Eine besitzt eine Liegen- 
schaft und seine persönlichen Verhältnisse sind in erfreulichem 
Zustande, der Andere besitzt eine gleich grosse Liegenschaft, 
aber er vermag dabei mit dem Reinertrage derselben kaum die 
Zinsen für seine Gläubiger zu decken. Der Staat fordert dennoch 
in beiden Fällen nach gleichem Maassstabe. Ein Gewerbtreibender 
ist durch seine persönliche Lage in den Stand gesetzt, sein 
Fabrikat mit grossem Vortheile abzusetzen, oder durch Massen- 
produktion bedeutende Ersparnisse zu erzielen, einem Anderen 
geht beides ab. Der Staat nimmt dennoch unerbittlich. Der 
Ungerechtigkeit wird die Krone aufgesetzt, wenn die octroirte 
Steuer im Konkurse noch privilegirt wird. 

Viel elastischer ist in allen solchen Fällen die Finanzjury. 

7) Es versteht sich von selbst, dass die von den Bezirken 
aufzubringende Steuer an die Stelle aller übrigen tritt. Welchen 
mächtig fördernden Einfluss die Aufhebung der tausendfachen 
Beschränkungen , mit denen unsere bisherigen Besteuerungsarten 
verbunden sind, auf die gesammte Volkswirthschaft ausüben 
müsste, bedarf keines Nachweises. Nicht sowohl der Umstand 
macht unsere meisten heutigen Steuern verhasst und gemein- 
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schädlich, dass sie ein Opfer an Vermögen in sich schliessen, 
als vielmehr, dass die Art ihrer Erhebung lästige und zeit- 
raubende Formalitäten in Masse mit sich bringt, somit die Pro- 
duktion zurückhält und den freien Umlauf der Güter in tausend 
Ketten schmiedet. 

8) Die ungeheueren Erhebungskosten unserer gegenwärtigen 
Steuern werden in der vorgeschlagenen Verfassung auf ein Mini- 
mum reducirt. 

Der wahre Beruf des Staates ist der des Schaffens, Ordnens, 
Gebens , der Erzeugung aller derjenigen materiellen und imma- 
teriellen Güter, deren Produktion eine sehr kräftige Association 
erfordert, nicht des Nehmens, Raubens, gleichviel, trete diess 
nun in der Gestalt mittelalterlichen Brandschatzens oder des 
spähenden Zoll - und Steuerwächters auf. Die Beisteuer des 
Steuerbezirks mit dem Institute der Finanz-Jury trägt die Natur 
einer freien Gabe — Fassion, — und zugleich den Charakter 
einer, durch die öffentliche Meinung sanktionirten , Pflicht — 
Jury. — Der Staat ist dem Individuum ein Fremdes, wenn 
beide durch das sociale Element vermittelt werden. Diese Ver- 
mittelung bildet hier die Jury. 

Die schwierigste und folgenschwerste Aufgabe des Staats 
ist die Repartition auf die einzelnen Steuerbezirke, deren Steuer- 
fähigkeit er kennen muss. Die Erfahrung vergangener Zeiten 
und, nach Einführung der Finanzjury, die in ihr zu machenden 
Beobachtungen, liefern indess alle Materialien zu einer gerechten 
Vertheilung. Die Gefahr der Steuerverweigerung braucht der 
Staat nicht zu befürchten, der auf festem Grunde erbaut ist. Die 
Renitenz einzelner Steuerbezirke wird durch die Militärmacht ge- 
brochen, wenn ein Widerstand überhaupt im Bereiche der Mög- 
lichkeit liegt. 

Ein hoher Grad von öffentlicher Bildung des Volks und dar- 
aus hervorgehendem Sinne für Gesetzlichkeit sind allerdings uner- 
lässliche Bedingungen einer freien Steuerverfassung , wie überhaupt 
aller wahren Freiheit. 



